
Rechtsprechung

Strafrecht
§§ 30, 36, 33, 115 Abs. 1 StGB.
Zar Anwendung der Geldstrafe als Hauptstrafe oder der 
Verurteilung auf Bewährung bei vorsätzlicher Körper
verletzung.
OG, Urteil vom 30. Januar 1974 — 5 Zst 2/74.

Der Angeklagte schlug der Zeugin L. wiederholt mit 
der Faust ins Gesicht und trat mit Füßen auf sie ein, 
als sie infolge der Schläge am Boden lag. Die Zeugin 
hatte Blutergüsse und Druckstellen am Bauch erlitten, 
an deren Folgen sie vier Wochen —davon 10 Tage in 
stationärer Behandlung — krank war.
Durch Strafbefehl verurteilte das Stadtbezirksgericht 
den Angeklagten wegen vorsätzlicher Körperverletzung 
gemäß § 115 Abs. 1 StGB zu einer Geldstrafe in Höhe 
von 900 M.
Der Präsident des Obersten Gerichts beantragte, die 
Entscheidung wegen Verletzung des Gesetzes durch 
fehlerhaften Erlaß eines Strafbefehls und damit wegen 
gröblich unrichtiger Strafe zuungunsten des Angeklag
ten aufzuheben.
Der Antrag hatte in Übereinstimmung mit der Auf
fassung des Generalstaatsanwalts der DDR Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Stadtbezirksgericht hat die Schwere der Straftat, 
die insbesondere durch die Art und Weise der Tatbe
gehung, die Folgen sowie den Anlaß und die Beweg
gründe des Täters gekennzeichnet wird, unterschätzt. 
Ausgehend vom Ermittlungsergebnis griff der Ange
klagte die Zeugin an, weil sie ihrer von ihm hartnäckig 
belästigten Freundin helfen wollte. Er entwickelte eine 
erhebliche Intensität, die sich insbesondere in der Viel
zahl der Schläge und Fußtritte sowie in der Verfolgung 
der Zeugin zeigte. Mit voller Kraft schlug er auf einen 
Menschen ein, der ihm unterlegen und nicht imstande 
war, sich zu wehren. Ein derartiges Vorgehen ist rück
sichtslos und brutal Es zeugt von Unbeherrschtheit des 
Täters unter Alkoholeinfluß, von verantwortungsloser 
Einstellung zu den Interessen anderer Menschen. 
Angesichts des erheblichen Grades der verursachten Ge
sundheitsschädigung ist die Tatschwere unter diesen 
Bedingungen so hoch, daß eine Geldstrafe nicht in an
gemessenem Verhältnis zu ihr steht. Auf diese Gesichts
punkte hat das Oberste Gericht bereits auf seiner 2. und
4. Plenartagung (NJ 1972 S. 249 ff. und S. 663 ff.) hinge
wiesen. Die Geldstrafe erweist sich angesichts des in 
der Handlung zum Ausdruck kommenden tieferen Kon
flikts des Täters zur sozialistischen Gesetzlichkeit als 
nicht genügend wirksam. Vielmehr ist eine schwerere 
Maßnahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit und 
ein damit möglicher länger wirkender erzieherischer 
Einfluß notwendig, um die Gesellschaft vor derartigen 
Handlungen zu schützen und den Täter zum stetigen 
pflichtgemäßen Handeln anzuhalten. Angesichts dessen, 
daß er nicht vorbestraft ist, ähnliche Verhaltensweisen 
von ihm nicht bekannt sind und er am Arbeitsplatz 
Kollektivität und Zuverlässigkeit beweist, wäre eine 
Verurteilung auf Bewährung die richtige staatliche 
Reaktion. Da die Tatentscheidung wesentlich mit auf 
Alkoholeinfluß beruht, wäre zur erhöhten Disziplinie
rung des Täters eine zusätzliche Geldstrafe von etwa 
400 M angebracht.
Das Stadtbezirksgericht hätte deshalb den beantragten 
Strafbefehl nicht erlassen dürfen, sondern die Sache 
gemäß §271 Abs. 2 StPO an den Staatsanwalt zurück
geben müssen.

§ 215 StGB; §§ 4,14 OWVO.
Zur Abgrenzung zwischen Rowdytum (§ 215 StGB) und 
Störung des sozialistischen Zusammenlebens (§ 4 OWVO) 
bzw. Trunkenheit in der Öffentlichkeit (§ 14 OWVO). 
OG, Urteil vom 19. Dezember 1973 — lb Zst 9/73.

Der Angeklagte ist 1969 wegen versuchten ungesetz
lichen Grenzübertritts und 1972 wegen Widerstandes 
gegen staatliche Maßnahmen jeweils zu Freiheitsstrafen 
verurteilt worden. Darüber hinaus erhielt er im De
zember 1972 wegen Störung des sozialistischen Zu
sammenlebens gemäß §4 OWVO eine Ordnungsstrafe 
von 300 M.
Am 24. Juli 1973 befand sich der Angeklagte unter er
heblicher Alkoholeinwirkung in Begleitung von zwei 
Zechkumpanen auf dem Nachhauseweg. Einen ihnen 
entgegenkommenden Radfahrer forderte er von weitem 
mit den Worten „Steigen Sie ab, sonst hole ich Sie 
runter“ zum Anhalten auf. Als der Radfahrer abstieg, 
sagte er: „Fahren Sie weiter, es ist nichts.“
Kurze Zeit darauf drohte er zwei von der Nachtschicht 
kommenden Männern Schläge an, weil einer von ihnen 
eine Bemerkung über das Verhalten des Angeklagten 
gemacht hatte. Er wandte sich jedoch alsbald von bei
den Schichtarbeitern ab, nachdem sich einer von ihnen 
umgedreht hatte. Danach sah der Angeklagte seine 
Begleiter zusammen mit einem Volkspolizisten stehen 
und fragte sie über die Straße hinweg, was los sei. 
Nachdem er von einem der beiden eine den Volkspoli
zisten verunglimpfende Antwort erhalten hatte, rief er 
zurück: „Ihr werdet wohl mit dem nicht fertig?“
Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Kreisge
richt den Angeklagten wegen Rowdytums (§ 215 StGB). 
Die hiergegen eingelegte Berufung hat das Bezirksge
richt als unbegründet zurückgewiesen.
Der Präsident des Obersten Gerichts hat zugunsten des 
Angeklagten die Kassation des Urteils des Kreisge
richts beantragt Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :

Das Urteil verletzt das Gesetz durch unrichtige An
wendung des § 215 StGB.
Das Kreisgericht ist nach den Gründen seines Urteils 
davon ausgegangen, daß sich der Angeklagte ordnungs
störend verhalten hat, indem er den Radfahrer und die 
beiden Schichtarbeiter belästigte und einen seiner 
Zechkumpane durch Zurufe unterstützte. Dabei hat es 
übersehen, daß der Tatbestand des Rowdytums objektiv 
nicht nur ordnungsstörende, sondern den Kriminalitäts
charakter der Tat begründende g r o b e  Belästigungen 
voraussetzt. Mit seinen gegen Radfahrer und Schicht
arbeiter gerichteten Handlungen — die nachfolgenden 
Fragen an seine Zechkumpane lassen sich in den Tat
bestand des §215 StGB überhaupt nicht ednordnen — 
hat der Angeklagte sicherlich die betroffenen Personen 
belästigt Er hat damit auch die öffentliche Ordnung 
gestört. Es handelt sich dabei jedoch ihrer Schwere 
nach nicht um grobe Belästigungen i. S. von § 215 
StGB.
Auch die Frage, ob der Tatbestand des Rowdytums 
durch Drohungen erfüllt ist welche das Kreisgericht 
nicht geprüft hat ist zu verneinen. Zwar hat der An
geklagte in beiden Fällen Gewalttätigkeiten gegen an
dere Personen in Aussicht gestellt durch sein nachfol
gendes Verhalten jedoch gezeigt, daß es sich weder 
um ernstgemeinte noch emstzunehmende Drohungen 
handelte.
Nach alledem ist der Tatbestand des Rowdytums nicht 
erfüllt. Die Handlungen des Angeklagten stellen nach 
§§ 4 und 14 OWVO verfolgbare Ordnungswidrigkeiten
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